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Flächennutzungsplan – 32. Änderung – der Gemeinde Ahrensbök 
Bebauungsplan Nr. 82 – der Gemeinde Ahrensbök 
(frühzeitige Beteiligung der TöB gem. § 4 Abs. 1 BauGB) 
 

Schreiben des Planungsbüros Ostholstein vom 31.08.2022 
 
Gegen die o.g. Bauleitpläne der Gemeinde Ahrensbök bestehen in straßenbaulicher 
und straßenrechtlicher Hinsicht keine Bedenken, wenn folgende Punkte berücksichtigt 
werden: 
 

1. Gemäß § 9 (1) Bundesfernstraßengesetz (FStrG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 28.06.2007 (BGBl. Seite 1206) dürfen Hochbauten jeder Art sowie 
Aufschüttungen und Abgrabungen größeren Umfangs in einer Entfernung bis zu 
20,00 m von der Bundesstraße 432, gemessen vom äußeren Rand der befestig-
ten Fahrbahn, nicht errichtet bzw. vorgenommen werden. 
 

2. Die verkehrliche Erschließung des Plangebietes zur Bundesstraße 432 ist im wei-
teren Verfahren frühzeitig mit dem Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr 
Schleswig-Holstein (LBV-SH), Standort Lübeck, abzustimmen. In diesem Zusam-
menhang weise ich darauf hin, dass der geplante Anbindungspunkt an die Bun-
desstraße 432 in der Planzeichnung darzustellen und bindend festzusetzen ist. 
 

3. Sofern es sich um eine geplante Zufahrt handelt, gilt: Zufahrten zu Landesstraßen 
außerhalb einer nach § 4 (2) StrWG festgesetzten Ortsdurchfahrt sind gebühren-
pflichtige Sondernutzungen. Für den Betrieb dieser Zufahrten als Verkehrser-
schließung der geplanten Bebauung sind beim Landesbetrieb Straßenbau und 
Verkehr Schleswig-Holstein (LBV-SH), Standort Lübeck, unter Vorlage entspre-
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chender Planunterlagen die gemäß §§ 21, 24 und 26 StrWG erforderlichen Son-
dernutzungserlaubnisse zu beantragen. Ich weise in diesem Zusammenhang da-
rauf hin, dass nach § 24 (3) StrWG auch die Änderung einer Zufahrt erlaubnis- 
und gebührenpflichtig ist. Dieses gilt auch, wenn die Zufahrt einem wesentlich 
größeren oder einem andersartigen Verkehr als bisher dienen soll. 
 

 
4. An der Einmündung des geplanten Anbindungspunktes von dem Grundstück zur 

Bundesstraße 432 sind Sichtfelder gemäß RASt 06, Ziffer 6.3.9.3, im Bebauungs-
plan auszuweisen. Hierbei sind auch die erforderlichen Sichtfelder auf bevorrech-
tigte Radfahrer zu berücksichtigen. Die Sichtfelder müssen für wartepflichtige 
Kraftfahrer, Radfahrer und Fußgänger zwischen 0,80 m und 2,50 m Höhe von 
ständigen Sichthindernissen, parkenden Fahrzeugen und sichtbehinderndem Be-
wuchs freigehalten werden. 
 

5. Baustoffe dürfen nicht auf Straßengebiet gelagert werden. 
 

6. Der Straßenquerschnitt der Bundesstraße 432 ist im Bebauungsplan nachrichtlich 
(ohne Normcharakter) darzustellen. 

 
7. Alle Lichtquellen sind so abzuschirmen, dass eine Blendung der Verkehrsteilneh-

mer auf den klassifizierten Straßen nicht erfolgt. Die Abschirmung hat auf Privat-
grund zu erfolgen. Sie sind so auszubilden, dass sie durch ihre Form, Farbe, 
Größe oder dem Ort und die Art der Anbringung nicht zu Verwechslungen mit 
Verkehrszeichen und -einrichtungen Anlass geben oder deren Wirkung beein-
trächtigen können 
 

8. Ich gehe davon aus, dass bei der Prüfung der Notwendigkeit bzw. der Festlegung 
von Schallschutzmaßnahmen die zu erwartenden Verkehrsmengen auf den Stra-
ßen des überörtlichen Verkehrs berücksichtigt werden und das Bebauungsgebiet 
ausreichend vor Immissionen geschützt ist. 
Immissionsschutz kann von den Baulastträgern der Straßen des überörtlichen 
Verkehrs nicht gefordert werden. 

 
 
Diese Stellungnahme bezieht sich im straßenbaulichen und straßenrechtlichen Bereich 
nur auf Straßen des überörtlichen Verkehrs. 
 



 

Adresse 
Kreis Ostholstein 
Fachdienst Bauordnung 
Lübecker Str. 41 
23701 Eutin 

 

Kontakt 
Telefon: +49 4521 788-0 
Telefax: +49 4521 788-597 
E.-Mai: bauamt@kreis-oh.de 
Internet: www.kreis-oh.de 

 

Öffnungszeiten 
Mi. 13.30 – 16.00 Uhr 
Fr.   8.00 – 12.30 Uhr 
oder nach Vereinbarung 
  

 

Bankverbindung 
Sparkasse Holstein 
IBAN: DE 77 2135 2240 0000 0074 01 
BIC: NOLADE21HOL 

 

 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Gemeinde Ahrensbök: Aufstellung des B.-Planes Nr. 82 und 32. Änderung des F.-

Planes   

Gebiet: Gemarkung Holstendorf östlich der Ortschaft Holstendorf, nördlich 

der B 432 – für Solar Freiflächenanlagen 
 
Ihr Schreiben vom 31.08.2022 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
zu den Planungen wurden nachstehende Fachbehörden des Kreises beteiligt: 
 

 Bauleitplanung 
 Boden,- Grundwasser- und Gewässerschutz 
 Abfall 
 Naturschutz 
 Bauordnung einschließlich Brandschutz  

 

 
Nachfolgend aufgeführte Fachdienste bitten um Berücksichtigung ihrer Belange: 

Bauleitplanung 

Äußerung nach § 4 Abs. 1 BauGB (Frühzeitige Behördenbeteiligung) 
 
Der Umfang und Detaillierungsgrad des Umweltberichts, der einen besonderen Teil der Be-
gründung bildet, ist entsprechend der Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2 a BauGB vorzunehmen. 
Dabei sind die Auswirkungen auf die einzelnen Schutzgüter in Form einer Checkliste abzuar-
beiten.  

 

KREIS OSTHOLSTEIN    Postfach 433    23694 Eutin 

 
E-Mail: verfahren@ploh.de 
Planungsbüro Ostholstein 
Tremskamp 24 
23611 Bad Schwartau  
 

Geschäftszeichen Auskunft erteilt Telefon 04521-788-  Datum 
TöB 22138 + 22139 
 

 
 

Fax 04521-788-  21.10.2022 
E-Mail @kreis-oh.de  

 

Der Landrat 

Fachdienst Regionale Planung 
Bauleitplanung / TÖB-Stelle 
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Ortsplanung und Planungsrecht 
Ich weise erneut darauf hin, dass die Alternativenprüfung und das gemeindeweite Standort-
konzept originär die Aufgabe haben, unvoreingenommen und ergebnisoffen „Standorte zu fin-
den, die die Abwägungsbelange möglichst weitgehend berücksichtigen und die die ggf. sich 
darstellenden Konfliktkonstellationen am besten lösen“ ( vgl. „Grundsätze zur Planung von 
großflächigen Solar-Freiflächenanlagen im Außenbereich“). Eine dementsprechende Abwä-
gung ist den Planunterlagen nicht zu entnehmen. 

Darüber hinaus fehlt es der Planung an einem Nachweis darüber, dass es sich um ein Ge-
meindeübergreifend abgestimmtes Konzept handelt. 

Hinsichtlich der einzelnen Plangeltungsbereiche ergehen aus ortsplanerischer Sicht, vorbe-
haltlich der vorgenannten Punkte, zunächst einmal keine grundsätzlichen Anregungen und 
Hinweise. 

 

Gewässerschutz 
 
Zum vorhabenbezogenen B-Plan Nr. 82 und der 32. Änd. des F-Planes der Gemeinde 
Ahrensbök nehme ich wie folgt wasserrechtlich Stellung und bitte für die weiteren Planungen 
um Berücksichtigung folgender Hinweise: 
 
a) Niederschlagswasser 
 
Zur Entsorgung von Niederschlagswasser wurde in den jeweiligen Begründungen nicht viel er-
wähnt. 
Durch die geplanten Solar-Freiflächenanlagen (Photovoltaik), insbesondere durch Fundamente 
für die Photovoltaikanlagen, Gebäude für Wechselrichter und Bau von Zufahrtswegen kommt 
es zur einer Teilversiegelung und Verdichtung der bislang unversiegelten Flächen.  
Das anfallende Niederschlagswasser von verdichteten und versiegelten Flächen im Plangebiet 
ist schadlos abzuführen. Hierzu bedarf es Angaben, insbes. ist aufzuzeigen, mit welchen geeig-
neten technischen Maßnahmen eine Beeinträchtigung der Schutzgüter Boden und Wasser ver-
mieden bzw. minimiert wird. 
Sofern das anfallende Niederschlagswasser in ein Gewässer abgeleitet werden sollte, ist ein 
entsprechender wasserrechtlicher Antrag auf Einleitungserlaubnis gem. §§ 8-10, 13 WHG bei 
der zuständigen Unteren Wasserbehörde des Kreises Ostholstein zu stellen. 
 
Falls eine Versickerung des Niederschlagswassers vorgesehen sein sollte, so ist die schadlose 
Versickerung über den Oberboden (A-Horizont) gem. dem DWA (Deutsche Vereinigung für 
Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e.V.) -Arbeitsblatt 138 nachzuweisen. 
 
 
Grundwasserschutz 
 
Aus Sicht des Grundwasserschutzes gibt es keine grundsätzlichen Bedenken gegen das Vor-
haben. Es ist weder ein Wasserschutzgebiet noch ein öffentliches Trinkwassereinzugsgebiet 
betroffen. 
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Sollten Grundwasserhaltungen für die Bauzeit notwendig sein, stellen sie eine Benutzung des 
Grundwassers gem. Wasserhaushaltsgesetz dar und sind daher gem. WHG erlaubnispflichtig. 
Ein entsprechender Antrag ist mindestens einen Monat vor Beginn der Arbeiten einzureichen. 
 
Grundsätzlich sind geeignete Vorkehrungen zu treffen, um eine nachteilige Beeinträchtigung 
von Boden und Grundwasser durch austretende Betriebsstoffe zu vermeiden. 
 
 
Bodenschutz 
 

Gegen das o.g. Vorhaben bestehen aus bodenschutzrechtlicher Sicht keine grundsätzlichen 
Bedenken. 
Altlasten: sind nicht bekannt.      
Altablagerungen: sind nicht bekannt.     Altstandorte: sind nicht bekannt. 
 
Den Vorsorgegrundsätzen des Bundesbodenschutzgesetzes (BBodSchG) §§ 4 und 7 ist bei 
der Errichtung der Solarparks nachzukommen. 
 
Die besondere Art der Bebauung mit PV-FFA ist im Umweltbericht zu berücksichtigen. Die Aus-
wirkungen der aufgeständerten PV-Elemente auf den Boden und die Bodenfunktionen sind dar-
zustellen. Insbesondere sind die Auswirkungen durch Überschirmung wie z.B. die Verschattung 
und die Abschirmung von Niederschlägen, sowie das Ausmaß möglicher Bodenerosion (insbe-
sondere an den Tropfkanten) aufzuzeigen. 
Es ist auch zu erläutern, ob und wie die Module gereinigt werden, wie die Nutzung unterhalb 
der PV-Module vorgesehen ist und ob es erforderlich ist, den Pflanzenwuchs zu reduzieren und 
auf welche Art und Weise dies geschehen soll. 
Das Ausmaß der Fundamente und befestigten Wege zur Unterhaltung, der Baustraßen und 
Kabelkanäle sowie der Umfang der Bodenumlagerungen, Teilversiegelungen und des Einbaus 
von Kies-Sandschichten in den Leitungsgräben ist darzustellen. 
 
Diese Maßnahmen können Eingriffe in den Boden darstellen, die eine schädliche Bodenverän-
derung im Sinne des Bundesbodenschutzgesetzes - BBodSchG (§2 Abs. 3) bedeuten können. 
Diese sind gemäß §7 Bundesbodenschutzgesetz zu vermeiden oder zu minimieren. 
Daher sollte der Umweltbericht neben der o.g. Darstellung der Beeinträchtigungen auch die 
Unvermeidlichkeit erläutern, Minimierungsmöglichkeiten prüfen sowie Maßnahmen zur Vermei-
dung aufzeigen. 
 
Bei dauerhafter Aufgabe der Nutzung ist die Anlage vollständig zurückzubauen und die Fläche 
zu entsiegeln. (§ 35 Abs. 5 BauGB).  
 
Um die natürlichen Bodenfunktionen wieder herzustellen sind Bodenverdichtungen rückgängig 
zu machen und eine durchwurzelbare Bodenschicht wiederherzustellen. 
 
 
Abfall  
 
Gegen das o.g. Vorhaben bestehen aus abfallrechtlicher Sicht keine Bedenken. 
Ich bitte folgende Auflage aufzunehmen: 
Grundlage für Auffüllungen und Verfüllungen bildet der „Verfüllerlass“ des Ministeriums für 
Umwelt, Naturschutz und Landwirtschaft des Landes Schleswig-Holstein (Az. V 505-5803.51-
09 vom 14.10.2003) in Verbindung der Bundesbodenschutz- und Altlastenverordnung und die 
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Mitteilung der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) Nr. 20 „Anforderungen an die stoffli-
che Verwertung von mineralischen Reststoffen/Abfällen - Technische Regeln –„ (Stand 2003).  

Sofern für die Baustraßen und –wege Recycling- Material verwendet wird, ist ausschließlich 
solches zu verwenden, dass der Einbauklasse Z1.1 (LAGA M20) entspricht.  
Zudem ist die Verwendung von Asphaltrecycling im offenen Einbau zu vermeiden. 
 
Alle anfallenden Abfälle sind ordnungsgemäß zu entsorgen.  

 

Naturschutz 

 

Zur vorliegenden Planung wird aus naturschutzrechtlicher und -fachlicher Sicht folgende Stel-
lungnahme abgegeben: 
 
Landschaftsplanung 
Aufgrund der umfangreichen Überplanung (ca. 27,7 ha, davon ca. 22 ha mit Solarmodulen 
überstellt) und der weiteren geplanten Solarparks in der Gemeinde Ahrensbök mit ähnlichen 
Ausmaßen wird eine Fortschreibung des Landschaftsplanes notwendig. Gemäß § 9 Abs. 4 
BNatSchG sind Landschaftspläne fortzuschreiben, sobald und soweit dies im Hinblick auf Er-
fordernisse und Maßnahmen im Sinne des Absatzes 3 Satz 1 Nummer 4 erforderlich ist, ins-
besondere weil wesentliche Veränderungen von Natur und Landschaft im Planungsraum ein-
getreten, vorgesehen oder zu erwarten sind. Dieses ist mit der Überplanung von 5% des Ge-
meindegebietes mit Freiflächenphotovoltaikanlegen der Fall. Die Fortschreibung kann als 
sachlicher oder räumlicher Teilplan erfolgen, sofern die Umstände, die die Fortschreibung be-
gründen, sachlich oder räumlich begrenzt sind.  
 
Ausschluss- und Abwägungskriterien  
Ein nicht unerheblicher Teil des B-Plangebietes weist Böden mit einer hohen Ertragsfähigkeit 
auf. Diese unterliegen einem besonderen Abwägungserfordernis, denn je höher die Ertragsfä-
higkeit, desto höher die Gewichtung. Es wird in der Begründung auf das Gemeindekonzept 
verwiesen. Bereits im Rahmen einer früheren Beteiligung zum Gemeindekonzept wurde be-
mängelt, dass für die Solarfreiflächenanlagen z.T. Flächen ausgewählt wurden, die nur eine 
eingeschränkte Eignung aufweisen. Dieses ist bei der Vielzahl der potentiellen Eignungsflä-
chen ohne einschränkende Kriterien im Gemeindegebiet fachlich nicht nachvollziehbar. Ziel 
eines solchen gemeindlichen Konzeptes ist es, die am besten geeigneten Flächen zu ermit-
teln. Es sollte sich daher auf die Flächen konzentriert werden, die keine entgegenstehenden 
Belange aufweisen, denn auch hierüber lässt sich das 5%-Ziel der Gemeinde problemlos er-
reichen. Die sog. „weichen Kriterien“ werden als planerisch bedeutend eingestuft und sind ent-
sprechend qualifiziert abzuwägen und zu begründen. In der Regel überwiegen die weichen 
Kriterien in der Abwägung, da davon auszugehen ist, dass 2 verträglichere Alternativstandorte 
vorhanden sind. Eine nachvollziehbare Begründung, weshalb trotzdem Flächen mit einschrän-
kenden Kriterien überplant werden, liefert der Bebauungsplan nicht. 
 
Artenschutz 
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Es wird die Erstellung eines Artenschutzfachgutachtens als notwendig erachtet und es werden 
insbesondere Untersuchungen zur Avifauna erforderlich.  
 
In der Begründung ist folgendes angegeben: „Die Zugriffsverbote nach § 44 Abs. 1 BNatSchG 

werden im Hinblick auf die Offenlandarten wie die Feldlerche nicht verletzt. Grundsätzlich 

müssen sich Offenlandarten wie die Schafstelze und Feldlerche auf Ackerflächen aufgrund 

wechselnder landwirtschaftlicher Tätigkeiten und in Abhängigkeit der angebauten Ackerfrucht 

in ihrem Brutgeschehen dynamisch an die jeweiligen Verhältnisse anpassen. Strukturell adä-

quate Ausweichhabitate sind in ausreichender Größe und in räumlicher Nähe vorhanden.“  
 
Diesem wird fachlich nicht gefolgt und eine Brutvogelkartierung gefordert. Ohne eine Kartie-
rung mit Negativnachweis ist im worst-case-Szenario von einer Eignung der großflächigen, 
weitgehend gehölzfreien Flächen auszugehen. Durch die Überstellung der Agrarflächen mit 
Solarmodulen ist ein dauerhafter Lebensraumverlust bzw. eine Entwertung potenzieller Brut-
flächen durch das artspezifische Meideverhalten zu erwarten, der vorgezogenen zu kompen-
sieren ist, da andernfalls die ökologische Funktion der Fortpflanzungs- und Ruhestätte im 
räumlichen Zusammenhang nicht erhalten bleibt. Die Begründung, dass „adäquate Ausweich-
habitate“ in räumlicher Nähe zur Verfügung stehen, wird nicht geteilt und widerspricht der gän-
gigen Planungspraxis. Gerade bei der Feldlerche und der Wertung eines ungünstigen Erhal-
tungszustandes in SH ist davon auszugehen, dass der Verlust von Lebensräumen eben nicht 
durch Ausweichen kompensiert werden kann und daher zwingend zur Vermeidung arten-
schutzrechtlicher Verbotstatbestände artenschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen vorzuse-
hen sind. Es wird darauf hingewiesen, dass die artenschutzrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen 
und Vermeidungsmaßnahmen verbindliche Voraussetzungen für die Beurteilung der Verbots-
tatbestände sind und deren Wirksamkeit ist die Grundlage für die Zulässigkeit eines Bauleit-
plans bzw. eines Vorhabens. Das Artenschutzrecht als Spezialvorschrift und daraus resultie-
rende Maßnahmen unterliegen nicht der bauleitplanerischen Abwägung, sondern sind zwin-
gend zu berücksichtigen, auch wenn erst bei der tatsächlichen Handlung ggf. Verbotstatbe-
stände eintreten würden.  
 
Bei der Feldlerche ist dieser Fall insofern besonders, da bei einem dauerhaften Lebensraum-
verlust ohne artenschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen die Planung erhebliche Mängel 
aufweisen würde und ein Vollzug der Planung ohne eine artenschutzrechtliche Ausnahmege-
nehmigung bzw. Befreiung nicht möglich wäre.  
 
Im Nahbereich des Plangebietes gibt es u.a. Nachweise des Rotmilans (Anhang I-Art Vogel-
schutz-Richtlinie). Aufgrund der Größe des Vorhabens und auch anderer, großflächiger Pla-
nungen im Gemeindegebiet, die Auswirkungen auf diese Arten haben können (weitere Solar-
parks, Windkraft) wird es als erforderlich erachtet, eine aktuelle Horsterfassung in einem Um-
kreis von 500 m um die Solarflächen vorzunehmen, da bei Nachweisen entsprechender Greif-
vogelarten davon auszugehen ist, dass die durch die Solaranlagen überstellten Agrarflächen 
den ansässigen Vögeln nicht mehr oder nur noch eingeschränkt als Nahrungsfläche zur Verfü-
gung stehen werden und damit eine Entwertung und ggf. auch ein Lebensraumverlust gege-
ben ist. Es sind Vermeidungs-/Minimierungsmaßnahmen (ggf. Bauzeitenregelung wegen 
Horstschutzzone) und ggf. artenschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen festzulegen.  
 
Durchgängigkeit 
Es ist aus der Begründung nicht zu entnehmen, dass Grünschneisen vorgesehen sind, die 
auch als Wildkorridore dienen. Dieses wird aufgrund der Großflächigkeit des Plangebietes 
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bemängelt und es sind entsprechende Korridore einzuplanen. Die Zäunungen sind auf das ab-
solut notwendige Maß zu reduzieren und es ist eine Durchgängigkeit u.a. für Kleinsäuger si-
cherzustellen, indem entsprechende Abstände zum Boden vorgesehen werden (Mindestvor-
gabe 20 cm).  

 

Extensivgrünland 
In der Begründung fehlen Angaben zur Nutzung des Extensivgrünlandes im Bereich des Son-
dergebietes. Es sind selbige Vorgaben umzusetzen, wie für die Kompensationsflächen. Dazu 
zählt neben der Einsaat von Regiosaatgut und Vorgaben zum Mahdtermin auch die Aufhe-
bung der Drainagen, damit eine tatsächliche Versickerung des anfallenden Niederschlagwas-
sers vor Ort erfolgen kann. Nur so kann ein effektiver Wasserrückhalt auf der Fläche gewähr-
leistet werden.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß Beratungserlass „Grundsätze zur Planung von groß-
flächigen Solar-Freiflächenanlagen im Außenbereich“ die Ansaat standorttypischer Pflanzen-
mischungen aus regionaler Herkunft nicht nur für die Ausgleichsflächen, sondern auch auf den 
restlichen Flächen vorzunehmen ist (Vermeidung von Beeinträchtigungen im Sinne des § 13 
BNatSchG). Flächen unter Photovoltaikanlagen gehören zur freien Natur (vgl. 
https://www.bfn.de/themen/artenschutz/gefaehrdung-bewertung-management/gebietseigene-
herkuenfte.html) und da sie nicht mehr unter die Privilegierung der Landwirtschaft fallen, dür-
fen nach § 40 BNatSchG nur gebietseigene Herkünfte verwendet werden. 
 
Knickschutzstreifen 
Es werden Knickschutzstreifen vorgesehen, in der Begründung sind jedoch keine Angaben zur 
Breite, zur Entwicklung und zur Nutzung vorgegeben. Dieses ist zu ergänzen. 
 
Kompensation 
Die Kompensationsflächen sind als „Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft“ (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) zu kennzeichnen. 
Die Ausweisung als rein private Grünfläche ist nicht zulässig. 
 
Bei einer Beweidung kann die Beweidungszahl von 3 Schafen auf 10 Schafe erhöht werden, 
das entspricht dem Ansatz von alternativ 1 Rind oder 1 Pferd (=1 GV = 10 Schafe). 

 

Bauordnung einschließlich Brandschutzdienststelle  
 
Die überbaubaren Flächen müssen durch Feuerwehrfahrzeuge erreichbar sein. 
 
Brandabschnitte und Flächen für die Feuerwehr (Zufahrten und Bewegungsflächen) können die 
überbaubaren Flächen einschränken. 
 
Die Begründung des B-Planes ist um die Angabe der Löschwasserversorgung zu ergänzen, 
erforderlich sind hier mindestens 48 m³ Löschwasser pro Stunde für zwei Stunden im Umkreis 
von 300 m. 
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Auf das „Merkblatt zur Ausführung von freistehenden Photovoltaikanlagen (PV-Anla-
gen) des Kreises Ostholstein wird hingewiesen – siehe Anhang.  
 
 

Allgemeines 
1. Es wird darauf hingewiesen, dass je eine Durchschrift dieses Schreibens an das Ministerium 

für Inneres, ländliche Räume und Integration, Abteilung Landesplanung und ländliche 
Räume sowie an die Abteilung Bauen und Wohnen (Städtebau und Ortsplanung, Städte-
baurecht) gelangt. 

2. Um Übersendung des Abwägungsergebnisses wird gebeten, wenn möglich per E-Mail an 
bauleitplanung@kreis-oh.de. 

 
 

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
 

 
 
Diese Stel lungnahme ist  maschinel l  ers tel l t  und deshalb ohne Unterschri f t  gül t ig.  
D i e  D a t e i  k a nn  i m  „ p d f -  F o rm a t “  a l s  B e l e g e xem p l a r  a us g ed r uck t  w e r de n .  
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Mitteilung per E-Mail an: 
 
Landesplanung@im.landsh.de 
 
Ministerium für Inneres, ländliche Räume und Integration 
des Landes Schleswig-Holstein 
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Archäologisches Landesamt Schleswig-Holstein
Brockdorff-Rantzau-Str. 70 | 24837 Schleswig

Obere Denkmalschutzbehörde
Planungskontrolle

Planungsbüro Ostholstein
z.Hd. Frau I. Schroedter
Tremskamp 24
23611 Bad Schwartau

Ihr Zeichen: /
Ihre Nachricht vom: 31.08.2022/

Mein Zeichen: Ahrensbök-Fplanänd32-Bplan82/
Meine Nachricht vom: /

@alsh.landsh.de
Telefon: 04621 387-
Telefax: 04621 387-

Schleswig, den 31.08.2022

Gemeinde Ahrensbök:
32. Änderung des Flächennutzungsplanes und Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 
82 für ein Gebiet in der Gemarkung Holstendorf östlich der Ortschaft Holstendorf, 
nördlich der B 432 - für Solar-Freiflächenanlagen
Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 
gemäß § 4 Abs. 1 BauGB
Stellungnahme des Archäologischen Landesamtes Schleswig-Holstein

Sehr geehrte 

wir können zurzeit keine Auswirkungen auf archäologische Kulturdenkmale gem. § 2 Abs. 
2 DSchG in der Neufassung vom 30.12.2014 durch die Umsetzung der vorliegenden Pla-
nung feststellen. Daher haben wir keine Bedenken und stimmen den vorliegenden Planun-
terlagen zu.
Der überplante Bereich befindet sich jedoch in einem archäologischen Interessengebiet, 
daher ist hier mit archäologischer Substanz d.h. mit archäologischen Denkmalen zu rech-
nen.
Wir verweisen deshalb ausdrücklich auf den in der Begründung dieser Bauleitplanung be-
reits korrekt genannten § 15 DSchG: Wer Kulturdenkmale entdeckt oder findet, hat dies 
unverzüglich unmittelbar oder über die Gemeinde der oberen Denkmalschutzbehörde mit-
zuteilen. Die Verpflichtung besteht ferner für die Eigentümerin oder den Eigentümer und 
die Besitzerin oder den Besitzer des Grundstücks oder des Gewässers, auf oder in dem 
der Fundort liegt, und für die Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung o-
der zu dem Fund geführt haben. Die Mitteilung einer oder eines der Verpflichteten befreit 
die übrigen. Die nach Satz 2 Verpflichteten haben das Kulturdenkmal und die Fundstätte 
in unverändertem Zustand zu erhalten, soweit es ohne erhebliche Nachteile oder Aufwen-
dungen von Kosten geschehen kann. Diese Verpflichtung erlischt spätestens nach Ablauf 
von vier Wochen seit der Mitteilung.
Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche Zeugnisse 
wie Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit.
Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen

Anlage: Auszug aus der Archäologischen Landesaufnahme

www.archaeologie.schleswig




Von:
An: Planungsbuero Ostholstein
Betreff: Gemeinde Ahrensbök B-82 und 32. FNPÄ (Holstendorf)
Datum: Sonntag, 9. Oktober 2022 10:08:33

Sehr geehrte Damen und Herren,

vielen Dank für die Übersendung der Planunterlagen. Der NABU Eutin nimmt dazu -auch
im Namen des NABU Schleswig-Holstein- wie folgt Stellung:

Der NABU erkennt natürlich die Notwendigkeit eines möglichst zügigen Ausbaus
erneuerbarer Energien wie der Photovoltaik an.  Bevor hierfür im Rahmen der Freiflächen-
Photovoltaik die freie Landschaft in Anspruch genommen wird, muss nach Auffassung des
NABU das bestehende Potenzial der Photovoltaik-Nutzung auf Gebäuden umfänglich
genutzt werden. Inwieweit dies in der Gemeinde Ahrensbök erfolgt ist, ist aus den
Planunterlagen nicht ersichtlich.

Im einzelnen wird zu der Planung Folgendes mitgeteilt:

Gemäß den Grundsätzen  zur Planung von großflächigen Solar-
Freiflächenanlagen im Außenbereich des Landes Schleswig-
Holstein vom 01.09.2021 soll im Regelfall ein
Raumordnungsverfahren durchgeführt werden, sofern die
Fläche für die Freiflächenphotovoltaik -auch wenn sie durch ihr
Zusammenwirken mehrerer Teilflächen- eine eine Größe mind.
20 ha. umfasst. Dies ist vorliegend der Fall.  Unklar ist, weshalb
die Gemeinde  von dieser landesplanerischen Vorgabe
abweicht.
Bezogen auf die von der Gemeinde durchgeführte
Potenzialanalyse das positive Ansinnen der Gemeinde,
Grünlandstandorte von der Freiflächen-Photovoltaik von
vornherein auszunehmen, an. 
Es ist vorgesehen, die bisherigen ackerbaulich genutzten
Flächen zu Extensiv-Grünland bzw. Gras- und Krautfluren zu
entwickeln. Die Darstellungen lassen jedoch die Frage
aufkommen, wie das Entwicklungsziel mit den dort
beschriebenen Maßnahmen erreicht werden soll. So sollte
konkret beschrieben werden, welche Regiosaat-Mischungen
eingesetzt werden sollen. Zudem ist unbedingt festzusetzen,
dass unterjährige Pflegemahden nicht erfolgen dürfen. Auf
Walzen und Schleppen muss grundsätzlich verzichtet werden. 
Die Mahdzeitpunkte sowie die Beweidungsintensität müssen
unbedingt berücksichtigen, dass die Pflanzen zur Samenreife
gelangen.Ungünstig ist zudem der Umstand zu bwerten, dass
die Entwicklung der Gras- und Krautfluren auf "privaten



Grünflächen" vorgesehen ist.  Im Hinblick auf die Biodiversität
und den Ausgleich der Eingriffe sind diese Flächen von
besonderer Relevanz. Aufgrund der Erfahrungen aus anderen
Planungen ist davon auszugehen, dass derartige Maßnahmen
von Privaten in der Regel vernachlässigt bzw. gar nicht oder  in
fachlich unzureichender Weise umgesetzt werden. Es wird
daher dringend empfohlen, diese Flächen in öffentliches
Eigentum zu überführen.
Bezüglich der vorgesehenen Gehölzpflanzungen ist unbedingt
ein Schutz gegen Wildverbiss vorzusehen.
Völlig unzureichend ist die Darstellung zum Artenschutz. Die
Tatsache, dass nicht in vorhandene Gehölzstrukturen
eingegriffen wird, führt nicht automatisch dazu, dass sämtliche
artenschutzrechtliche Verbotstatbestände ausgschlossen
werden. Denn es ist konkret davon auszugehen, dass die
agraisch genutzten Offenlandbereiche von den für die
Ackerlandschaft typischen Vogelarten Feldlerche und
Wiesenschafstelze genutzt werden.  Dies wird in der
Planbegründung auch eingeräumt. Die Umsetzung der Planung
würde somit zu einem Verlust von Lebens- und
Fortpflanzungsstätten dieser Arten führen und damit einen
artenschutzrechtlichen Verbotstatbestand verwirklichen. Anders
als in der Planbegründung vorgesehen, ist die
Wiesenschafstelze ohne weiteres in der Lage, auch in
hochwüchsigem Getreide erfolgreich zu brüten und dürfte damit
durch die Planung besonders betroffen sein. 
Es wird dargestellt, dass das Vorhandensein von Straßen bei
der Feldlerche zu einem Meideverhalten führt. Bezogen auf das
Plangebiet ist dies jedoch ohne Belang. Die bloße Behauptung,
es seien in der Umgebung weitere potenzielle Brutmöglichkeiten
für diese Arten vorhanden, ändert hieran nichts, da davon
auszugehen ist, dass diese dann auch bereits von anderen
Brutpaaren besetzt sein werden.  Die artenschutzrechtlichen
Aspekte werden v.a. bezogen auf die Brutvogelfauna insgesamt
lediglich mit Allgemeinplätzen abgetan. Der NABU fordert daher
eine dezidierte Bestandsaufnahme  der betroffenen Arten in
allen Teilbereichen des Plangebietes.   Es wird empfohlen, den
in der Begründung verwandten Begriff "strauchbrütende"
Vogelarten durch gehölzbrütende Vogelarten zu ersetzen, da
der Begriff strauchbrütende Vogelarten unüblich ist.



Der NABU bittet um Berücksichtigung seiner Anmerkungen und um weitere
Berücksichtigung im Verfahren.

-- 
NABU Eutin

www.nabu-eutin.de

Unterstützen auch Sie uns mit einer 
Mitgliedschaft dabei, unser Naturerbe
dauerhaft zu bewahren.
http://www.nabu-eutin.de/werden-sie-mitglied/

Virenfrei.www.avast.com

http://www.nabu-eutin.de/werden-sie-mitglied/
https://www.avast.com/sig-email?utm_medium=email&utm_source=link&utm_campaign=sig-email&utm_content=emailclient
https://www.avast.com/sig-email?utm_medium=email&utm_source=link&utm_campaign=sig-email&utm_content=emailclient


 

 

  

Ministerium für Inneres, Kommunales, 
Wohnen und Sport | Postfach 71 25 | 24171 Kiel 

nachrichtlich: 
Landrat     mit einer Kopie 
des Kreises Ostholstein   für die Gemeinde 
- Fachdienst 6.61: Regionale Planung 
- Fachdienst 6.20: Natur und Umwelt 
Lübecker Straße 41 
23701 Eutin 
 
 
Referat IV 52 (Städtebau und Ortsplanung, Städtebaurecht) 
 
 
Ziele, Grundsätze und sonstige Erfordernisse der Raumordnung nach § 11 Abs. 2 
Landesplanungsgesetz (LaplaG) i.d.F. vom 27. Januar 2014 (GVOBl. Schl.-H. S. 8), 
zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes zur bedarfsgerechten 
Weiterentwicklung des kommunalen Finanzausgleichs vom 12. November 2020 
(GVOBl. Schl.-H. S. 808) 
 
 

 30., 32., 34. und 35.  Änderung des Flächennutzungsplanes  

 Aufstellung der Bebauungspläne Nr. 80, 82, 84 und 85 der Gemeinde Ahrensbök, 
Kreis Ostholstein 

Frühzeitige Beteiligung vom 31.08.2022 
Stellungnahmen des Kreises Ostholstein vom 20.10.2022 und 21.10.2022 
 

Die Gemeinde Ahrensbök beabsichtigt, in verschiedenen Teilgebieten Sondergebiete 

„Photovoltaik“ auszuweisen.  

 

Dienstgebäude Düsternbrooker Weg 92, 24 105 Kiel | Barrierefreier Zugang zum Gebäude über Arwed-Emminghaus Weg | 
Telefon 0431 988-0 | Telefax 0431 988-28 33 | Buslinien 41, 42, 51 | Haltestellen: Reventloubrücke, Landtag, Institut für Weltwirtschaft | 
www.schleswig-holstein.de/innenministerium | Poststelle@im.landsh.de | DeMail: poststelle@im.landsh.DE-MAIL.de |  
beBPo: DE.Justiz.65530484-6459-4ee1-b216-b0f3fee9a5e0.a69b | 
E-Mail-Adressen: Kein Zugang für elektronisch signierte und verschlüsselte Dokumente. 

Ihr Zeichen: / 

Ihre Nachricht vom: / 

Mein Zeichen: IV 6211-63202/2022 

Meine Nachricht vom: / 

 

@im.landsh.de 

Telefon: +49 431 988-   

Telefax: +49 431 988-6-   

07.11.2022 

  
Planungsbüro Ostholstein 
Tremskamp 24 
23611 Bad Schwartau 
 
 
durch den Landrat des Kreises 
Ostholstein 

http://www.schleswig-holstein.de/innenministerium
mailto:Poststelle@im.landsh.de
mailto:poststelle@im.landsh.DE-MAIL.de
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Mit der 30. Änderung des Flächennutzungsplanes und der Aufstellung des 

Bebauungsplanes Nr. 80 sollen in 4 Teilbereichen um die Ortschaft Barghorst 

Sondergebiete „Photovoltaik“ festgesetzt werden. Die einzelnen Sondergebiete 

„Photovoltaik“ sind insgesamt ca. 31,22 ha groß. Im Flächennutzungsplan werden die 

Flächen bislang als Flächen für die Landwirtschaft dargestellt.  

Mit der 32. Änderung des Flächennutzungsplanes und der Aufstellung des 

Bebauungsplanes Nr. 82 soll auf einer Fläche östlich der Ortschaft Holstendorf ein 

Sondergebiet „Photovoltaik“ festgesetzt werden. Das Sondergebiet „Photovoltaik“ ist 

insgesamt ca. 27,75 ha groß. Im Flächennutzungsplan wird die Fläche bislang als Fläche 

für die Landwirtschaft dargestellt.  

Mit der 34. Änderung des Flächennutzungsplanes und der Aufstellung des 

Bebauungsplanes Nr. 84 soll auf einer Fläche östlich der Ortschaft Schwienkuhlen ein 

Sondergebiet „Photovoltaik“ festgesetzt werden. Das Sondergebiet „Photovoltaik“ ist 

insgesamt ca. 44,98 ha groß. Im Flächennutzungsplan wird die Fläche bislang als Fläche 

für die Landwirtschaft dargestellt.  

Mit der 35. Änderung des Flächennutzungsplanes und der Aufstellung des 

Bebauungsplanes Nr. 85 soll auf einer Fläche südlich der Ortschaft Schwochel ein 

Sondergebiet „Photovoltaik“ festgesetzt werden. Das Sondergebiet „Photovoltaik“ ist 

insgesamt ca. 80,59 ha groß. Im Flächennutzungsplan wird die Fläche bislang als Fläche 

für die Landwirtschaft dargestellt.  

 

Insgesamt sollen durch die Planungen 184,54 ha Sondergebiete „Photovoltaik“ festgesetzt 

werden. 

 

Die Gemeinde Ahrensbök hat erstmalig die Bauleitplanungen F79Ä (B79) – F85Ä (B85) im 

Rahmen einer Planungsanzeige der Landesplanung am 21.11.2021 angezeigt. Zu den 

Planungen fand am 18.02.2022 eine Videokonferenz statt. In der Videokonferenz wurde 

empfohlen, die Photovoltaikplanungen durch eine konzeptionelle Aufarbeitung weiter zu 

qualifizieren, um auf ein mögliches Raumordnungsverfahren zu verzichten. 

 

Für die Bauleitplanungen F29 (B79), F31(B81) und F33 (B83) wurden keine 

konkretisierten Planunterlagen eingereicht.  

 

Aus Sicht der Landesplanung nehme ich zu den o. g. Bauleitplanungen wie folgt Stellung: 

 

Die Ziele, Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung ergeben sich aus 

der am 17.12.2021 in Kraft getretenen Landesverordnung über den 

Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein – Fortschreibung 2021 vom 25.11.2021 
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(LEP-VO 2021, GVOBl. Schl.-H. S. 1409) sowie dem Regionalplan 2004 für den 

Planungsraum II (alt). 

 

Nach Ziffer 4.5.2 Abs. 2 LEP-Fortschreibung 2021 soll die Entwicklung von 

raumbedeutsamen Solar-Freiflächenanlagen (Photovoltaik- und Solarthermie) möglichst 

freiraumschonend sowie raum- und landschaftsverträglich erfolgen. Um eine Zersiedelung 

der Landschaft zu vermeiden, sollen derartige raumbedeutsame Anlagen vorrangig 

ausgerichtet werden auf: 

- bereits versiegelte Flächen, 

- Konversionsflächen aus gewerblich-industrieller, verkehrlicher, wohnungsbaulicher 

oder militärischer Nutzung und Deponien, 

- Flächen entlang von Bundesautobahnen, Bundesstraßen und Schienenwegen mit 

überregionaler Bedeutung oder 

- vorbelastete Flächen oder Gebiete, die aufgrund vorhandener Infrastrukturen ein 

eingeschränktes Freiraumpotenzial aufweisen.  

 

Nach Ziffer 4.5.2 Abs. 3 LEP-Fortschreibung 2021 soll die Inanspruchnahme von bisher 

unbelasteten Landschaftsteilen vermieden werden. Bei der Entwicklung von Solar-

Freiflächenanlagen sollen längere bandartige Strukturen vermieden werden. Einzelne und 

benachbarte Anlagen sollen eine Gesamtlänge von 1.000 Metern nicht überschreiten. 

Sofern diese Gesamtlänge überschritten wird, sollen jeweils ausreichend große 

Landschaftsfenster zu weiteren Anlagen freigehalten werden, räumliche Überlastungen 

durch zu große Agglomerationen von Solar-Freiflächenanlagen sollen vermieden werden. 

 

Raumbedeutsame solar-Freiflächenanlagen dürfen nicht  

- in Vorranggebieten für den Naturschutz und Vorbehaltsgebieten für Natur und 

Landschaft,  

- in Regionalen Grünzügen und Grünzäsuren sowie 

- in Schwerpunkträumen für Tourismus und Erholung und Kernbereichen für 

Tourismus und Erholung 

errichtet werden.  

 

Nach Ziffer 4.5.2 Abs. 4 LEP-Fortschreibung 2021 sollen Planungen zu Solar-

Freiflächenanlagen möglichst gemeindegrenzen übergreifend abgestimmt werden, um 

räumliche Überlastungen durch zu große Agglomerationen von Solar-Freiflächenanlagen 

zu vermeiden  

 

Die Gemeinde Ahrensbök hat laut Planunterlagen auf die Aufstellung eines 

Standortkonzeptes verzichtet, da durch die Gemeinde keine Autobahn und keine Bahnlinie 
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führt. Stattdessen wurde von der Gemeinde Ahrensbök eine gemeindeweite 

Potentialanalyse aufgestellt. Die Potentialanalyse soll zudem mit den Nachbargemeinden 

abgestimmt werden. Hier bittet die Landesplanung um Darlegung der Stellungnahmen.  

 

Als Ergebnis der gemeindeweiten Potentialanalyse wurden viele Flächen als „geeignet“ für 

die Errichtung von Photovoltaik-Anlagen festgestellt. Für mehrere Flächen wurden zudem 

weiche Faktoren, die eine Einzelfallprüfung erforderlich machen, identifiziert. Darüber 

hinaus wurde von der Gemeinde Ahrensbök beschlossen, nicht mehr als 5 % der 

Gemeindefläche (477 ha) für Sondergebiete „Photovoltaik“ auszuweisen. Eine 

tiefergehende Alternativenprüfung zwischen den festgestellten Eignungsflächen im 

Außenbereich wurde nicht vorgenommen. Die Landesplanung bittet hier um eine 

Konkretisierung. Auch der Kreis Ostholstein weist in seinen Stellungnahmen vom 

20.10.2022 und 21.10.2022 darauf hin, dass eine Abwägung zwischen den Flächen 

vorgenommen werden sollte.  

 

Die 4 Teilflächen der 30. Änderung des Flächennutzungsplanes befinden sich nach dem 

Konzept innerhalb der Eignungsflächen für Photovoltaik im Außenbereich. 

Die Fläche aus der 32. Änderung des Flächennutzungsplanes befindet sich ebenfalls 

innerhalb der ermittelten Eignungsflächen für Photovoltaik im Außenbereich. 

Die Flächen der 34. Änderung des Flächennutzungsplanes befinden sich nach der 

Potenzialanalyse teilweise innerhalb der Eignungsflächen für Photovoltaik im 

Außenbereich. Allerdings befinden sich die Flächen nördlich und kurz südlich an der L184 

innerhalb der im Konzept ermittelten Ausschlussflächen, da hier auf Regionalplanebene 

ein Gebiet mit besonderer Bedeutung für Natur und Landschaft dargestellt ist. Nach Ziffer 

4.5.2 Abs. 3 LEP-Fortschreibung 2021 (s.o.) ist in diesen Gebieten die Errichtung von 

Freiflächenphotovoltaikanlagen ausgeschlossen. Insofern bitte ich, den 

Plangeltungsbereich entsprechend zu reduzieren, da einer Entwicklung dieser Flächen 

Ziele der Raumordnung entgegenstehen.  

Die Flächen der 35. Änderung des Flächennutzungsplanes befinden sich innerhalb der 

ermittelten Eignungsflächen für Photovoltaik im Außenbereich.  

 

Aus Sicht der Landesplanung wird darauf hingewiesen, dass die Gemeinde Ahrensbök 

berücksichtigen muss, dass im Ortsteil Schwochel durch die umfangreiche Ausweisung 

von Photovoltaik-Freiflächenanlagen (s. F35Ä) im Süden und das im Norden 

ausgewiesene Vorranggebiet für Windenergie eine weitere bauliche Entwicklung 

ausgeschlossen wird. Zudem wird die Ortslage Schwochel durch die Planung zukünftig zur 

Hälfte komplett von PV-Freiflächen, teilweise direkt bis an die Ortslage heran, umfasst. Im 

Norden setzt sich die Umfassung mit dem Windenergie-Vorranggebiet fort. In Summe 

stellt dies eine nicht mehr vertretbare technische Überprägung des Außenbereichs im 
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Wohnumfeld dar. Angesichts zahlreicher konfliktärmerer Alternativen aus der 

Potenzialanalyse muss die Planung hier deutlich reduziert werden.  

 
Nach Ziffer 4.5.2 Abs. 4 LEP-Fortschreibung 2021 soll für größere raumbedeutsame 

Solar-Freiflächenanlagen ab einer Größe von 20 Hektar in der Regel ein 

Raumordnungsverfahren (ROV) durchgeführt werden. Dies gilt auch für Erweiterungen 

von vorhandenen Anlagen in diese Größenordnung hinein und bei Planungen, die mit 

weiteren Anlagen in räumlichem Zusammenhang stehen und gemeinsam diese 

Größenordnung erreichen. In der Besprechung am 18.02.2022 wurde in Aussicht gestellt, 

dass bei Erarbeitung eines aussagefähigen Gesamtkonzeptes einschließlich Abstimmung 

mit den Nachbargemeinden auf ein ROV verzichtet werden kann. Am 13.09.2022 hat das 

Kabinett jetzt entschieden, auf ROV für Freiflächen-Solaranlagen bei einer Einzelplanung 

oder bei Agglomerationsplanungen von Gemeinden zu verzichten. Die Abteilung 

Landesplanung hat gleichwohl die Möglichkeit, in besonderen Einzelfällen mit absehbar 

sehr großen Raumnutzungskonflikten trotzdem ein ROV auf Basis von § 15 

Raumordnungsgesetz (ROG) i.V.m. § 14 Landesplanungsgesetz durchzuführen. Für die 

hier vorliegenden Planungen der Gemeinde Ahrensbök kann ich hierzu folgendes 

mitteilen: 

Es handelt sich bei der PV-Planung der Gemeinde um eines der derzeit größten geplanten 

Vorhaben in Schleswig-Holstein, allerdings auch in einer sehr großen Flächengemeinde. 

Den Planungen der Gemeinde liegt ein gemeindeweites Konzept zugrunde, welches 

jedoch methodisch und inhaltlich noch nachgebessert werden muss. Situationen mit 

besonders starken Raumnutzungskonflikten zeichnen sich hier nur punktuell ab. Die 

raumordnerischen Belange können in den Bauleitplanverfahren angemessen eingebracht 

werden. Es liegt somit kein Fall vor, der von dem Grundsatzbeschluss des Kabinetts 

gegen die Durchführung von ROV bei großen Solarfreiflächenanlagen abweicht. Für die 

o.g. Planung der Gemeinde wird also kein ROV erforderlich. 

Die jetzt vorgelegte Potenzialanalyse endet mit der Identifikation von Eignungsflächen und 

der Festlegung eines Umfanges von 5 % der Gemeindefläche für PV-Freiflächenanlagen. 

Eine Abwägung der Eignungsflächen untereinander mit dem Ergebnis einer verbindlichen 

Festlegung auf die bestgeeigneten Flächen findet nicht statt und ist auch in den 

Begründungen zu den einzelnen Bauleitplänen nicht erkennbar. Zur Vermeidung zu 

starker kumulativer Agglomerationen und Umfassungssituationen (s.o.) sind in der 

Potenzialanalyse weitere Aussagen und Festlegungen zur Nutzung der Eignungsflächen 

erforderlich.  

 

Aus Sicht der Landesplanung wird eine abschließende Stellungnahme bis zur Vorlage 

konkretisierter Planunterlagen zurückgestellt.  

 

Diese Stellungnahme bezieht sich nur auf die Erfordernisse der Raumordnung und greift 

damit einer planungsrechtlichen Prüfung des Bauleitplanes nicht vor. Eine Aussage über 
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die Förderungswürdigkeit einzelner Maßnahmen ist mit dieser landesplanerischen 

Stellungnahme nicht verbunden. 
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